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Sie sehen große Probleme auf die Gesund-
heitsversorgung zukommen. Welches sind 
die Gründe dafür? 

Der entscheidende Grund für die auf die 
Gesundheitsversorgung zukommenden 
Probleme ist die Bevölkerungsentwick-
lung. Sie wird sich im Wesentlichen auf 
die Finanzierung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) auswirken, aber 
auch auf die private Krankenversicherung 
(PKV). Die Entwicklung führt zu einem 
immer höheren Anteil Älterer mit einem 
hohen Versorgungsbedarf bei einem stän-
digen Rückgang der Bevölkerungsgruppe, 
die arbeitet und Steuern und Versiche-
rungen bezahlt. Hinzu kommt der immer 
teurer werdende medizinische Fortschritt, 
der allen zugute kommen soll.

Der Altenquotient ist die statistische Re-
lation von denjenigen, die arbeiten, zu 
denjenigen, die nicht mehr arbeiten. 
Heute stehen für einen Menschen in der 
Altersgruppe 65 Jahre und darüber drei 
Erwerbstätige zur 
Verfügung. 2050 
wird es nur noch 
einer sein. Die Zahl 
der Pflegebedürftigen steigt von 2,1 auf 
4,4 Millionen. Diese Zahlen machen deut-
lich, was auf die Bevölkerung finanziell 
zukommt.  

Werden die Folgen der Bevölkerungs-
entwicklung und die Kosten durch den 
medizinischen Fortschritt zusammen ge-
nommen, ergibt sich in der GKV eine vo-
raussichtliche Steigerung des Beitragssat-
zes von 14,9 auf 27 bis 43 Prozent. 

Immer lauter wird die Forderung nach 
einer Defizitfinanzierung der GKV durch 
Steuermittel. Die steigende Staatsver-
schuldung und der erklärte Wille von 
Bundestag und Bundesrat, ab 2020 keine 
neuen Schulden mehr zuzulassen, lässt 
erkennen, dass eine solche Forderung 
bestenfalls von den Problemen ablenkt, 
jedoch keine Aussicht auf Verwirklichung 
hat. Die GKV wird sich daher damit abfin-
den müssen, im We-
sentlichen mit dem 
heutigen Beitragssatz 
auszukommen. Eine 
erhebliche Erhöhung 
des Beitragssatzes ist nicht zu erwarten. 

Welche Konsequenzen hat das für die GKV?

Der Leistungsumfang der GKV steht zur 
Disposition. Es dürfte nicht möglich sein, 
diesen Leistungskatalog – den umfang-
reichsten weltweit – auf Dauer beizube-
halten. Erforderlich ist eine ehrliche und 
öffentliche Diskussion über die Proble-

matik einer Reduzie-
rung der Leistungen, 
verbunden mit den 
Schlagworten Priori-

sierung, Rationierung und Prioritätenset-
zung. Bis zur Bundestagswahl wird keine 
Partei dieses Problem ansprechen. Nach 
der Wahl jedoch muss diese Diskussion 
geführt werden. Dabei wird es darum ge-
hen, eine Methodik für die Absenkung des 
heutigen Leistungskatalogs festzulegen. 

Die Zukunft der GKV ist eine sich ständig 
verringernde Grundversorgung mit einer 
privat zu finanzierenden Zusatzversor-

gung. Ich lehne es aus prinzipiellen Grün-
den ab, dass gesetzlichen Krankenkassen 
erlaubt wird, Zusatzversicherung anzu-
bieten. Diese dürfen ausschließlich bei der 
PKV abgeschlossen werden.

An welchen wesentlichen Zielen muss sich 
Gesundheitspolitik künftig ausrichten? 

Es ist für mich undenkbar, dass weiterhin 
Gesundheitspoli-
tik betrieben wird, 
ohne den Inhalt 
dieser Politik durch 
Gesundheitsziele zu 

definieren. Dabei haben drei Ziele Vor-
rang: Gesundheit darf nicht zu einer für 
den Einzelnen oder für eine Familie exis-
tenzbedrohenden finanziellen Belastung 
werden; vom medizinischen Fortschritt 
müssen alle profitieren; Alter darf kein 
Leistungsausschluss sein.

Übergeordnete Gesundheitsziele sind 
Versorgungssicherheit für den Patienten 
und Planungssicherheit für den Leistungs-
erbringer. Ich betone bewusst auch die 
Planungssicherheit für den Leistungser-
bringer, denn ohne eine leistungsgerechte 
Finanzierung kann es keine gesicherte Ge-
sundheitsversorgung geben. Nur eine leis-
tungsgerechte Honorierung ermöglicht 
es, über die notwendigen Investitionsmit-
tel zu verfügen, etwa zur Anpassung der 
Medizintechnik an den medizinischen 
Fortschritt und damit an den Qualitäts-
standard der Gegenwart.

Gerade bei einer Zukunft der GKV mit 
Grund- und Zusatzversorgung haben 
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Der Leistungskatalog der 
GKV steht in Frage.

„Die Gesundheitspolitik braucht klare Ziele“
Professor Fritz Beske, Gründer und Leiter des Instituts für Gesundheits-System-Forschung Kiel, 
sieht den demografischen Wandel und den medizinischen Fortschritt als größte Herausforderungen 
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Der GKV droht ein extremer 
Anstieg des Beitragssatzes. 
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Gesundheitsziele, deren Umsetzung gesi-
chert sein muss, eine große Bedeutung.

Wie kann die gesetzliche Krankenversiche-
rung finanziell entlastet werden? 

Der Gesetzgeber hat die GKV mit Leis-
tungsangeboten belastet, die nicht zu den 
originären Aufgaben einer Krankenversi-
cherung gehören oder die nicht kosten-
deckend finanziert worden sind. Dadurch 
werden andere Sozialversicherungssyste-
me und der Staat entlastet. Wird auch die 
Mehrwertsteuer von 19 Prozent für Arz-
neimittel hinzugerechnet, mit der sich der 
Staat jährlich 3,4 Milliarden Euro seines 
Zuschusses an die GKV zurückholt, beläuft 
sich die der GKV zu unrecht aufgebürdete 
Belastung auf bis zu 43 Milliarden Euro 
jährlich. So sind etwa Eltern-Kind-Kuren 
oder Haushaltshilfen familienpolitische 
Maßnahmen, die von der Allgemeinheit 
zu tragen sind. Zunehmend wird auch 
anerkannt, dass die Finanzierung der Ge-
sundheitsversorgung von Kindern keine 
alleinige Aufgabe der Versicherten in der 
GKV darstellt, sondern von der Allgemein-
heit insgesamt zu tragen ist. 

Es ist auch nicht vertretbar, dass die GKV 
die Bundesagentur für Arbeit und das 
Bundesarbeitsministerium mit jährlich 
über vier Milliarden Euro subventio-
niert, indem die für die Behandlung von 
Arbeitslosengeld-II-Empfängern in der 
GKV entstehenden 
Kosten nicht gedeckt 
werden. Es ist gesell-
schaftspolitisch nicht 
zu vertreten, dass die 
Mitglieder der GKV Beiträge für Aufgaben 
zahlen, die nicht zu den Aufgaben einer 
Krankenversicherung gehören oder die 
Dritte entlasten. 

Welche Rolle werden Zuzahlungen spielen? 

Zuzahlungen, also Selbstbeteiligung für 
die Inanspruchnahme von Leistungen in 

der Gesundheitsversorgung, sind ein In-
strument zur Finanzierung der Gesund-
heitsversorgung weltweit. Der Umfang an 
Zuzahlungen in der GKV ist in Deutsch-
land mit vier bis fünf Milliarden Euro 
jährlich und damit rund drei Prozent der 
Einnahmen der GKV im Vergleich zu an-
deren Industrienationen relativ gering. 
Es ist jedoch schwierig, öffentlich über 
Zuzahlungen zu diskutieren. Wer dieses 

Thema mit der Forde-
rung nach Erhöhung 
von Zuzahlungen 
anspricht, wird der 
sozialen Demontage 

beschuldigt. Dennoch muss gerade im 
Zusammenhang mit der Reduzierung 
des Leistungskatalogs der GKV auch öf-
fentlich erörtert werden, ob es sich nicht 
für bestimmte Leistungen anbietet, Zu-
zahlungen einzuführen oder zu erhöhen 
anstatt diese Leistungen völlig aus dem 
Katalog der gesetzlichen Krankenkassen 
herauszunehmen. 

Wie sollten Versorgungslücken geschlossen 
werden?

Auch für die Gesundheitsversorgung gilt 
das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft. 
Dies bedeutet, dass der Staat Rahmenbe-
dingungen setzt, sich aber aus der Um-
setzung seiner Vorschriften zurückzieht 
und sich ausschließlich auf eine Kontroll-
funktion beschränkt. Im Gesundheitswe-
sen bedeutet dies zweierlei: Stärkung der 
Selbstverwaltung und dezentrale Organi-
sation. Die Regelung der Gesundheits- wie 
der Pflegeversorgung bis ins letzte Detail 
durch den Gesetzgeber muss ein Ende ha-
ben. Wir brauchen eine Rückkehr zur sich 
selbst verwaltenden GKV und zu einer 
Stärkung von Regionen und Kommunen. 
Dies gilt nicht nur für die Übertragung 
von Zuständigkeiten vom Zentrum in die 
Peripherie, dies gilt auch für die Übertra-
gung von Finanzmitteln auf die regionale 
Ebene. Örtlich können viele Fragen sehr 
viel besser geregelt werden als dies durch 
zentrale Vorschriften der Fall ist.

Welche Perspektive sehen Sie für die private 
Krankenvollversicherung? 

Das duale System aus GKV und PKV hat 
sich bewährt. Der Gesetzgeber hat die Ba-
lance zwischen beiden Systemen gestört. 
Die wohl wichtigsten Regelungen sind der 
Basistarif in der PKV und Wahltarife in der 
GKV. Zwar hat Karlsruhe das duale System 
bestätigt, aber gleichzeitig Basistarif und 
Wahltarife nicht angetastet, allerdings un-
ter Beobachtung gestellt. Es wäre eine kla-
re Entscheidung des Gesetzgebers für die 
Aufrechterhaltung des dualen Systems, 
wenn eine neue Bundesregierung diese 
Regelungen wieder abschaffen würde. 
Unabhängig davon halte ich die PKV für so 
gut aufgestellt, dass sie sowohl in der Voll-
versorgung als auch mehr und mehr in der 
Zusatzversorgung eine Zukunft hat. Dabei 
muss auch die PKV Wege finden, um den 
erhöhten Anforderungen einer älter wer-
denden Gesellschaft gerecht zu werden.
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Der Gesetzgeber hat 
die Balance im dualen 

System gestört.
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